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Deskriptoren Krankenversicherung – zahnärztliche

Behandlung – Anspruch auf
zahnimplantologische Leistungen – nur
bei einer aus human- und
zahnmedizinischen Bestandteilen
bestehenden Gesamtbehandlung – kein
Verstoß gegen Art 3 GG

Leitsätze Es verstößt nicht gegen den allgemeinen
Gleichheitssatz, dass Versicherte in der
gesetzlichen Krankenversicherung nur bei
einer aus human- und zahnmedizinischen
Bestandteilen bestehenden
Gesamtbehandlung Anspruch auf
zahnimplantologische Leistungen haben.

Normenkette SGB V § 28 Abs 2 S 9; SGB V § 92 Abs 1 S
2 Nr 2; ZÄBehRL Abschn B Nr VII.2; GG
Art 3 Abs 1
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3. Instanz
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Â 

Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 30.Â Januar 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.
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Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.

Â 

G r Ã¼ n d e :

I

Â 

1

Die bei der beklagten Krankenkasse (KK) versicherte KlÃ¤gerin begehrt noch die
Erstattung der Kosten fÃ¼r eine selbstbeschaffte Behandlung mit Zahnimplantaten
im Oberkiefer (6544,45Â Euro nebst Zinsen) und eine hierauf bezogene
vollstÃ¤ndige Versorgung mit zahnprothetischen Leistungen.

Â 

2

Die KlÃ¤gerin litt unter einem prothetisch unzulÃ¤nglich versorgten Restgebiss.
Nach vorausgegangener bestandskrÃ¤ftiger Ablehnung (Bescheid vom 23.7.2015)
beantragte die KlÃ¤gerin erneut die Versorgung mit Zahnimplantaten und legte
hierzu einen Befundbericht vor (P,Â Klinik fÃ¼r Mundâ��, Kieferâ�� und
Gesichtschirurgie des UniversitÃ¤tsklinikumsÂ M, 11.11.2015). Hiernach weise die
KlÃ¤gerin eine SchleimhautverÃ¤nderung im mittigen Bereich des Hartgaumens
auf, die eher auf eine Plattenepithelhyperplasie hindeute, bei der die Abgrenzung zu
einem hoch differenzierten Plattenepithelkarzinom jedoch sehr schwer falle. Eine
Exzision werde dringlich empfohlen, eine lokale Befundkontrolle solle erfolgen.
Jedenfalls sei eine prothetische Versorgung mit Implantaten indiziert, um eine
entzÃ¼ndliche Irritation der Mundschleimhaut zu verhindern. Die Beklagte lehnte,
gestÃ¼tzt auf ein GutachtenÂ (E), den Antrag zunÃ¤chst ab (Bescheid vom
8.2.2016), veranlasste jedoch umgehend eine weitere, eine Ausnahmeindikation
verneinende BegutachtungÂ (T). Hierauf gestÃ¼tzt lehnte die Beklagte die
Versorgung mit Zahnimplantaten wiederum ab (Bescheid vom 29.3.2016,
Widerspruchsbescheid vom 16.6.2016). Das SG hat nach Einholung eines weiteren
GutachtensÂ (M) die Klage abgewiesen (Urteil vom 11.6.2018). Die KlÃ¤gerin
verschaffte sich nach Einlegung der Berufung eine implantatgestÃ¼tzte
Zahnprothese im Oberkiefer (6544,45Â Euro implantologische Leistungen;
7002,49Â Euro zahnprothetische Leistungen). Das LSG hat â��Â zT unter
Bezugnahme auf die GrÃ¼nde des SGâ��UrteilsÂ â�� die nunmehr auf Erstattung
der Kosten fÃ¼r die implantologischen Leistungen und die wegen behaupteter
Mangelhaftigkeit des Zahnersatzes auf erneute Versorgung mit Zahnersatz
gerichtete Berufung zurÃ¼ckgewiesen: Der KlÃ¤gerin stehe kein
Kostenerstattungsanspruch nach Â§Â 13 AbsÂ 3 SGBÂ V zu. Implantologische
Leistungen seien grundsÃ¤tzlich aus dem Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) ausgeschlossen. Hiervon ausgenommen seien nur
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Leistungen im Rahmen einer medizinischen Gesamtbehandlung bei besonders
schweren FÃ¤llen, soweit seltene vom Gemeinsamen Bundesausschuss (GBA)
festzulegende Ausnahmeindikationen vorlÃ¤gen. Dies sei hier nicht der Fall. Ein
Anspruch ergebe sich zudem weder aus Â§Â 13 AbsÂ 3a SGBÂ V noch aus Â§Â 2
AbsÂ 1a SGBÂ V (Urteil vom 30.1.2020).

Â 

3

Die KlÃ¤gerin rÃ¼gt mit ihrer Revision die Verletzung von ArtÂ 3 AbsÂ 1 GG. Der
allgemeine Gleichheitssatz werde dadurch verletzt, dass eine Versorgung mit
Zahnimplantaten nur im Rahmen einer medizinischen Gesamtbehandlung mÃ¶glich
sei. Auch bei einer medizinischen Gesamtbehandlung diene der mit den
Zahnimplantaten verbundene zahnmedizinische Teil hauptsÃ¤chlich der
Wiederherstellung der Kaufunktion. Einen sachlichen Grund fÃ¼r eine
Schlechterstellung auÃ�erhalb der medizinischen Gesamtbehandlung gebe es nicht.
Zudem lasse sich dieses Abgrenzungskriterium weder auf Â§Â 28 AbsÂ 2 SatzÂ 9
SGBÂ V noch die Behandlungsrichtlinie des GBA stÃ¼tzen.

Â 

4

Die KlÃ¤gerin beantragt,
die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 30.Â Januar 2020 und
des Sozialgerichts MÃ¼nster vom 11.Â Juni 2018 sowie die Bescheide der Beklagten
vom 23.Â JuliÂ 2015, vom 8.Â Februar 2016 und vom 29.Â MÃ¤rz 2016 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16.Â Juni 2016 aufzuheben und die
Beklagte zu verurteilen, der KlÃ¤gerin 6544,45Â Euro zu erstatten.

Â 

5

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

6

Sie hÃ¤lt die angegriffene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Â 

II
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Â 

7

Die zulÃ¤ssige Revision der KlÃ¤gerin ist unbegrÃ¼ndet (Â§Â 170 AbsÂ 1 SatzÂ 1
SGG). Soweit die KlÃ¤gerin nunmehr im Revisionsverfahren nur noch die Erstattung
der Kosten fÃ¼r die Zahnimplantate (ZahnregionÂ 12, 14,Â 16, 22,Â 24,Â 26) in
HÃ¶he von 6544,45Â Euro begehrt, hat das LSG die Berufung der KlÃ¤gerin gegen
das klageabweisende SGâ��Urteil zu Recht zurÃ¼ckgewiesen. Ihre Anfechtungs-
und Leistungsklage ist unbegrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat weder nach Â§Â 13 AbsÂ 3
SatzÂ 1 AltÂ 2 SGBÂ V (dazuÂ 1.) noch nach Â§Â 13 AbsÂ 3a SatzÂ 7 SGBÂ V
(dazuÂ 2.) Anspruch auf Erstattung der Zahnimplantatkosten.

Â 

8

1.Â Hat die KK eine Leistung zu Unrecht abgelehnt und sind dadurch Versicherten
fÃ¼r die selbstbeschaffte Leistung Kosten entstanden, sind diese von der KK in der
entstandenen HÃ¶he zu erstatten, soweit die Leistung notwendig war (vgl BSG vom
2.9.2014 â��Â BÂ 1Â KR 3/13Â RÂ â�� BSGEÂ 117, 1 =Â SozR 4â��2500 Â§Â 28
NrÂ 8, RdNrÂ 15 mwN). Dieser Kostenerstattungsanspruch reicht nicht weiter als ein
entsprechender Sachleistungsanspruch. Daran fehlt es. Die Beklagte lehnte es
rechtmÃ¤Ã�ig ab, die KlÃ¤gerin mit Zahnimplantaten zu versorgen.

Â 

9

Â§Â 28 AbsÂ 2 SatzÂ 9 SGBÂ V bestimmt, dass implantologische Leistungen nicht
zur zahnÃ¤rztlichen Behandlung gehÃ¶ren; sie dÃ¼rfen von den KKn auch nicht
bezuschusst werden. Dies gilt nur dann nicht, wenn seltene vom GBA in Richtlinien
nach Â§Â 92 AbsÂ 1 SGBÂ V festzulegende Ausnahmeindikationen fÃ¼r besonders
schwere FÃ¤lle vorliegen, in denen die KK diese Leistung einschlieÃ�lich der
Suprakonstruktion als Sachleistung im Rahmen einer medizinischen
Gesamtbehandlung erbringt. Die implantologischen Leistungen wurden nicht in
einem solchen Rahmen erbracht, der Grundvoraussetzung des ausnahmsweise
bestehenden Sachleistungsanspruchs ist. Eine solche medizinische
Gesamtbehandlung muss sich aus verschiedenen, nÃ¤mlich aus human- und
zahnmedizinisch notwendigen Bestandteilen zusammensetzen, ohne sich in einem
dieser Teile zu erschÃ¶pfen. Nicht die Wiederherstellung der Kaufunktion im
Rahmen eines zahnÃ¤rztlichen Gesamtkonzepts, sondern ein darÃ¼ber
hinausgehendes medizinisches Gesamtziel muss der Behandlung ihr GeprÃ¤ge
geben. Dies hat der Senat bereits entschieden (vgl zum Ganzen BSG vom 7.5.2013
â��Â BÂ 1Â KR 19/12Â RÂ â�� SozR 4â��2500 Â§Â 28 NrÂ 6 RdNrÂ 9Â ff). Das
Tatbestandsmerkmal der medizinischen Gesamtbehandlung schlieÃ�t von
vornherein Fallgestaltungen aus, in denen das Ziel der implantologischen
Behandlung nicht Ã¼ber die reine Versorgung mit Zahnersatz zur
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Wiederherstellung der KaufÃ¤higkeit hinausreicht. Â§Â 28 AbsÂ 2 SatzÂ 9 SGBÂ V
begrenzt den Anspruch auf Implantatversorgung auf seltene Ausnahmeindikationen
fÃ¼r besonders schwere FÃ¤lle. Der Anspruch besteht nicht bereits dann, wenn
Implantate zahnmedizinisch geboten sind, also fÃ¼r die Wiederherstellung der
KaufÃ¤higkeit â��alternativlosâ�� sind (vgl BSG vom 19.6.2001 â��Â BÂ 1Â KR
4/00Â RÂ â�� BSGEÂ 88, 166, 170 =Â SozR 3â��2500 Â§Â 28 NrÂ 5 SÂ 29).

Â 

10

Der Senat verkennt nicht, dass gerade in den letzten beiden Jahrzehnten
implantatgestÃ¼tzter Zahnersatz in der Zahnmedizin erheblich an Bedeutung
gewonnen hat. Es fÃ¤llt aber nicht in die Kompetenz der Gerichte der
Sozialgerichtsbarkeit, eigene sozial- und gesundheitspolitische EinschÃ¤tzungen an
die Stelle der verfassungskonformen Vorstellungen des Gesetzgebers zu setzen und
hieraus weitergehende AnsprÃ¼che der Versicherten abzuleiten. Der
grundsÃ¤tzliche Ausschluss implantologischer Leistungen aus dem
GKVâ��Leistungskatalog mit den engen, sich aus Â§Â 28 AbsÂ 2 SatzÂ 9 SGBÂ V
ergebenden Ausnahmen verstÃ¶Ã�t auch unter Einbeziehung der Wertungen des
ArtÂ 2 AbsÂ 1Â GG iVm dem Sozialstaatsgebot und des ArtÂ 2 AbsÂ 2 GG nicht
gegen den allgemeinen Gleichheitssatz (ArtÂ 3 AbsÂ 1 GG). Nach der hier
maÃ�geblichen PrÃ¼fung anhand des WillkÃ¼rmaÃ�stabs (dazuÂ a) bestehen
hinreichende sachliche GrÃ¼nde fÃ¼r die gesetzliche Konzeption (dazuÂ b).
Unerheblich ist, ob das Fehlen einer Behandlungsalternative zahnprothetische
GrÃ¼nde hat oder ob die Versorgung mit einer zahnprothetisch mÃ¶glichen
Behandlungsalternative â��Â wie hierÂ â�� aus anderen medizinischen GrÃ¼nden
kontraindiziert ist (dazuÂ c).

Â 

11

a)Â Genauere MaÃ�stÃ¤be und Kriterien dafÃ¼r, unter welchen Voraussetzungen
der Gesetzgeber den Gleichheitssatz verletzt, lassen sich nicht abstrakt und
allgemein, sondern nur in Bezug auf die jeweils betroffenen unterschiedlichen Sach-
und Regelungsbereiche bestimmen. Dabei ergeben sich je nach
Regelungsgegenstand und Differenzierungsmerkmalen aus dem allgemeinen
Gleichheitssatz im Sinne eines stufenlosen am Grundsatz der
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit orientierten PrÃ¼fungsmaÃ�stabs unterschiedliche
Grenzen fÃ¼r den Gesetzgeber, die vom bloÃ�en WillkÃ¼rverbot bis zu einer
strengen Bindung an VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitserfordernisse reichen.
Differenzierungen bedÃ¼rfen stets der Rechtfertigung durch SachgrÃ¼nde, die
dem Differenzierungsziel und dem AusmaÃ� der Ungleichbehandlung angemessen
sind. ArtÂ 3 AbsÂ 1 GG ist jedenfalls dann verletzt, wenn sich ein vernÃ¼nftiger,
sich aus der Natur der Sache ergebender oder sonst wie sachlich einleuchtender
Grund fÃ¼r eine gesetzliche Differenzierung oder Gleichbehandlung nicht finden
lÃ¤sst. WillkÃ¼r des Gesetzgebers kann zwar nicht schon dann bejaht werden,
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wenn er unter mehreren LÃ¶sungen nicht die zweckmÃ¤Ã�igste, vernÃ¼nftigste
oder gerechteste gewÃ¤hlt hat. Es genÃ¼gt aber WillkÃ¼r im objektiven Sinn, das
heiÃ�t die tatsÃ¤chliche und eindeutige Unangemessenheit der Regelung in Bezug
auf den zu ordnenden Gesetzgebungsgegenstand. Der Spielraum des Gesetzgebers
endet dort, wo die ungleiche Behandlung der geregelten Sachverhalte nicht mehr
mit einer am Gerechtigkeitsgedanken orientierten Betrachtungsweise vereinbar ist,
wo also ein einleuchtender Grund fÃ¼r die gesetzliche Differenzierung fehlt (vgl
BVerfG vom 19.11.2019 â��Â 2Â BvL 22/14Â uaÂ â�� BVerfGEÂ 152, 274 RdNrÂ 96
bisÂ 98 mwN).

Â 

12

Es liegt im Rahmen der EinschÃ¤tzungsprÃ¤rogative des Gesetzgebers, die
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen der GKV nÃ¤her zu
bestimmen (vgl BSG vom 19.6.2001 â��Â BÂ 1Â KR 4/00Â RÂ â�� BSGEÂ 88, 166,
170 =Â SozR 3â��2500 Â§Â 28 NrÂ 5 SÂ 29Â f; BSG vom 28.5.2019 â��Â BÂ 1Â KR
25/18Â RÂ â�� BSGEÂ 128, 154 =Â SozR 4â��2500 Â§Â 34 NrÂ 21, RdNrÂ 20; BSG
vom 27.8.2019 â��Â BÂ 1Â KR 37/18Â RÂ â�� BSGEÂ 129, 52 =Â SozR 4â��2500
Â§Â 52 NrÂ 1, RdNrÂ 26; alle Entscheidungen mwN zur Rspr des BVerfG). Auch
nimmt das Verfassungsrecht es grundsÃ¤tzlich hin, dass der Gesetzgeber den
Leistungskatalog der GKV unter Abgrenzung der Leistungen ausgestaltet, die der
Eigenverantwortung der Versicherten zugerechnet werden (vgl BVerfG vom
6.12.2005 â��Â 1Â BvR 347/98Â â�� BVerfGEÂ 115, 25, 45Â f =Â SozR 4â��2500
Â§Â 27 NrÂ 5 RdNrÂ 26). Die gesetzlichen KKn sind nicht von Verfassungs wegen
gehalten, alles zu leisten, was an Mitteln zur Erhaltung oder Wiederherstellung der
Gesundheit verfÃ¼gbar ist (vgl BVerfG vom 6.12.2005 â��Â 1Â BvR 347/98Â â�� 
BVerfGEÂ 115, 25, 46 =Â SozR 4â��2500 Â§Â 27 NrÂ 5 RdNrÂ 27; zu
verfassungsunmittelbaren LeistungsansprÃ¼chen in FÃ¤llen einer â��Â hier nicht
bestehendenÂ â�� notstandsÃ¤hnlichen Situation aufgrund einer
lebensbedrohlichen oder vorhersehbar tÃ¶dlich verlaufenden Krankheit vgl BVerfG
vom 6.12.2005 â��Â 1Â BvR 347/98Â â�� BVerfGEÂ 115, 25, 44Â f =Â SozR
4â��2500 Â§Â 27 NrÂ 5 RdNrÂ 24; BVerfG vom 10.11.2015 â��Â 1Â BvR 2056/12
Â â�� BVerfGEÂ 140, 229 =Â SozR 4â��2500 Â§Â 92 NrÂ 18, RdNrÂ 18; BVerfG vom
11.4.2017 â��Â 1Â BvR 452/17Â â�� SozR 4â��2500 Â§Â 137c NrÂ 8 RdNrÂ 22).

Â 

13

b)Â Der Senat hat bereits in seinem Urteil vom 19.6.2001 (BÂ 1Â KR 4/00Â RÂ â�� 
BSGEÂ 88, 166, 170Â f =Â SozR 3â��2500 Â§Â 28 NrÂ 5 SÂ 29Â ff) entschieden,
dass die unterschiedliche Behandlung sich dadurch rechtfertigt, dass die
Implantatversorgung jeweils verschiedenen Zwecken dient. Bei den vom Gesetz als
besonders schwer eingestuften FÃ¤llen reicht das Behandlungsziel, wie auch die in
der GesetzesbegrÃ¼ndung angefÃ¼hrten Beispiele zeigen (vgl BTâ��Drucks
13/7264 SÂ 59 zu Â§Â 28 SGBÂ V), Ã¼ber eine reine Versorgung mit Zahnersatz
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hinaus. Der Senat hat dort auch darauf hingewiesen, dass die GKV auf einem
abschlieÃ�enden Leistungskatalog beruht und es fÃ¼r die Leistungspflicht nicht
darauf ankommt, ob eine ausgeschlossene MaÃ�nahme den Erfolg einer anderen
ermÃ¶glicht, die zum Leistungsumfang gehÃ¶rt. Hieran hÃ¤lt der Senat nach
erneuter PrÃ¼fung fest.

Â 

14

In Anwendung der vorgenannten MaÃ�stÃ¤be beruht die Ungleichbehandlung
Versicherter im Hinblick auf die Versorgung mit Zahnimplantaten zulasten der GKV
auf sachlichen, von der EinschÃ¤tzungsprÃ¤rogative des Gesetzgebers erfassten
GrÃ¼nden. Der Gesetzgeber hat hier sachliche GrÃ¼nde, gesundheitlich erheblich
beeintrÃ¤chtigten Versicherten ein Mehr an Leistungen zukommen zu lassen als
gesundheitlich weniger beeintrÃ¤chtigten Versicherten. Dies gilt umso mehr, wenn
es sich â��Â wie beim ZahnersatzÂ â�� um Leistungen der GKV handelt, die der
Gesetzgeber schon immer zu einem nicht unerheblichen Anteil der
Eigenverantwortung der Versicherten zugewiesen hat (vgl Â§Â§Â 55Â f SGBÂ V).

Â 

15

Aus Wortlaut und Entstehungsgeschichte ergibt sich folgender Kerngedanke der
Regelung: Versicherte, die im Gesichtsbereich humanmedizinischen (vornehmlich
rekonstruktiven) Behandlungsbedarf haben, sollen in besonders schweren FÃ¤llen
zusÃ¤tzlich auch Anspruch auf implantologische Leistungen haben. Die
Gesetzesmaterialien gehen von besonders schweren FÃ¤llen dann aus, wenn es
sich um grÃ¶Ã�ere Defekte des Gesichts oder des Kiefers infolge Krankheit oder
Unfall handelt (vgl BT-Drucks 13/7264 SÂ 59 zu Â§Â 28 SGBÂ V; vgl
AbschnittÂ BÂ VIIÂ 2Â a Behandlungsrichtlinie). Hierzu zÃ¤hlt auch die angeborene
Fehlbildung von Gesicht und Kiefer bei gleichzeitiger genetischer Nichtanlage von
ZÃ¤hnen (vgl AbschnittÂ BÂ VIIÂ 2Â c Behandlungsrichtlinie, dort ohne die hier
genannte EinschrÃ¤nkung). In allen diesen FÃ¤llen steht die (Wiederâ��)Herstellung
der Kaufunktion nicht im Vordergrund der Gesamtbehandlung. Die
Implantatversorgung ist Teil der Rekonstruktion eines bestehenden, besonders
schweren Defekts, der sich deutlich von bloÃ�er Zahnlosigkeit oder einem
LÃ¼cken- oder Restgebiss unterscheidet. In diesen besonders schweren FÃ¤llen soll
die Behandlung im doppelten Sinne des Wortes nicht lÃ¼ckenhaft bleiben. Dies
stellt einen einleuchtenden Grund dar.

Â 

16

Auch die weiteren vom GBA aufgestellten Fallgruppen (vgl AbschnittÂ BÂ VIIÂ 2Â b
undÂ d Behandlungsrichtlinie) gehen von der Vorstellung einer Gesamtbehandlung
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aus (Tumorbehandlung und muskulÃ¤ren Fehlfunktionen im Mund- und
Gesichtsbereich, zB Spastiken). Es kann hier offenbleiben, welche Reichweite den
letztgenannten Fallgruppen im Hinblick auf die vom Gesetz zwingend geforderte
Gesamtbehandlung zukommt.

Â 
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c)Â Unerheblich ist, dass herausnehmbarer, schleimhautgetragener Zahnersatz bei
der KlÃ¤gerin im Zeitpunkt der Implantatversorgung kontraindiziert war. Mit einer
medizinischen Gesamtbehandlung ist es nicht gleichzusetzen, dass die KlÃ¤gerin
eine medizinisch mÃ¶gliche Operation im Gaumenbereich nicht durchfÃ¼hren
lÃ¤sst und sich allein daraus die Notwendigkeit einer implantologischen Behandlung
ergibt. PrÃ¤ventiv kann eine Belastung des Gaumens infolge der Ansaugwirkung
des schleimhautgetragenen Zahnersatzes durch Verzicht auf diesen vermieden
werden. Auch Versicherten, die nur aus zahnprothetischen GrÃ¼nden auf
Zahnimplantate angewiesen sind, insoweit aber keinen Anspruch haben, mutet das
Gesetz Zahnlosigkeit zu, wenn sie nicht in der Lage sind, Zahnimplantate zu
finanzieren (zB wegen einem atrophierten Kiefer; vgl zu diesem Gesichtspunkt
bereits BSG vom 7.5.2013 â��Â BÂ 1Â KR 19/12Â RÂ â�� SozR 4â��2500 Â§Â 28
NrÂ 6 RdNrÂ 14). Dann kann im Fall der KlÃ¤gerin auch nichts anderes gelten.

Â 
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2.Â Ein Kostenerstattungsanspruch der KlÃ¤gerin ergibt sich auch nicht aus Â§Â 13
AbsÂ 3a SatzÂ 7 SGBÂ V. Die Genehmigungsfiktion vermittelt dem Versicherten
eine Rechtsposition sui generis. Diese erlaubt es ihm, sich die beantragte Leistung
nach Fristablauf bei GutglÃ¤ubigkeit zu Lasten der KK selbst zu beschaffen und
verbietet es der KK nach erfolgter Selbstbeschaffung, eine Kostenerstattung mit der
BegrÃ¼ndung abzulehnen, nach dem Recht der GKV bestehe kein Rechtsanspruch
auf die Leistung (vgl zum Ganzen BSG vom 26.5.2020 â��Â BÂ 1Â KR 9/18Â RÂ â�� 
BSGEÂ 130, 200 =Â SozR 4â��2500 Â§Â 13 NrÂ 53). Ein Anspruch nach Â§Â 13
AbsÂ 3a SatzÂ 7 SGBÂ V kann deshalb nur hinsichtlich der Kosten fÃ¼r eine
Leistung entstehen, die ein Versicherter hinreichend bestimmt beantragt und nach
Eintritt der sich allein auf diesen Antrag beziehenden Genehmigungsfiktion (Â§Â 13
AbsÂ 3a SatzÂ 6 SGBÂ V) selbst beschafft hat. Die selbst beschaffte Leistung, fÃ¼r
die die KlÃ¤gerin Kostenerstattung begehrt, entspricht nicht der beantragten
Leistung. Sie beantragte nach den unangegriffenen, den Senat bindenden
Feststellungen (Â§Â 163 SGG) des LSG eine Versorgung mit Zahnimplantaten in den
ZahnregionenÂ 14, 17,Â 23 undÂ 25. TatsÃ¤chlich verschaffte sie sich jedoch
Zahnimplantate in den ZahnregionenÂ 12, 14,Â 16, 22,Â 24 undÂ 26. Unerheblich
ist insoweit, dass die ZahnregionÂ 14 bei der beantragten und der tatsÃ¤chlich
erbrachten Implantatleistung identisch ist. Denn es ging darum, die
implantologischen Voraussetzungen fÃ¼r eine spÃ¤tere Versorgung mit einer
festsitzenden Oberkiefer-Zahnprothese zu schaffen, nicht jedoch um eine jeweils
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isolierte Versorgung mit einzelnen Zahnimplantaten. Das beantragte
Implantatkonzept stellt ein andere Leistung dar als das Implantatkonzept, nach dem
sich die tatsÃ¤chlich durchgefÃ¼hrte Versorgung richtete.

Â 
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3.Â Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 SGG.
Â 
Â 

Erstellt am: 14.01.2022

Zuletzt verändert am: 21.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               9 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

